
2023, dann manifestiert sich der 
rechtsextreme Charakter der Partei 
bzw. ihrer Landesverbände in meh-
reren Punkten. Anhand der Aussagen 
von teils hochrangigen AfD-Politikern 
belegt der Studienautor ein auf Kultur
und Abstammung fokussiertes Ver-
ständnis vom „Volk“, außerdem die 
Propagierung rechtsextremer Begriffe
und Thesen, etwa zu einer „Umvolk-
ung“ oder einem angeblichen „Bevöl-
kerungsaustausch“. Genannt werden 
in der Studie ferner die Androhung der
Abschiebung von Menschen mit deut-
scher Staatsbürgerschaft, Diffamie-
rungen von Menschen und ganzen Be-
völkerungsgruppen, die etwa wie Müll 
„entsorgt“ werden sollten, Aufforde-
rungen zu rechtswidriger Gewalt so-
wie Verharmlosung des bzw. Identifi -
kation mit dem Nationalsozialismus.
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2026 ist ein „Super-Wahljahr“: In 
Baden-Württemberg wurde bereits am
8. März abgestimmt, es folgen Rhein-
land-Pfalz (22. März), Sachsen-Anhalt
(6. September), Berlin und Mecklen-
burg-Vorpommern (jeweils 20. Sep-
tember). Außerdem stehen Kommunal-
wahlen in Bayern (8. März), Hessen 
(15. März) und Niedersachsen (13. 
September) an. In Baden-Württem-
berg erreichte die rechtsextreme 
AfD 18,8 Prozent und auch bei den 
anderen Landtagswahlen strebt die 
Partei zweistellige Ergebnisse an. In 
Sachsen-Anhalt hat sie sich sogar vor-
genommen, die Landesregierung zu 
übernehmen.
All dies ist Grund genug, sich im 
Newsletter näher mit den behinder-
tenpolitischen Positionen der AfD zu 
befassen. In einem früheren Beitrag 

(Nr. 95, März 2024) wurden diesbe-
züglich drei Tendenzen ausgemacht: 
Erstens grenzt die Partei behinderte 
Menschen aus, insbesondere indem 
sie sich gegen schulische Inklusion in 
der jetzigen Form ausspricht; zweitens 
instrumentalisiert sie die Interessen 
behinderter Menschen, z.B. indem sie 
sie gegen die Rechte von Flüchtlingen 
in Stellung bringt; drittens versucht 
sie, behinderte Menschen für die ei-
gene Politik zu vereinnahmen oder zu 
gewinnen, indem sie sich als Vertre-
terin ihrer Interessen darstellt. Diese 
Trends fi nden sich teilweise auch in 
den Wahlprogrammen der Landesver-
bände.

Folgt man einer Expertise des Juristen 
Hendrik Cremer vom Deutschen Insti-
tut für Menschenrechte aus dem Jahr

Wer nicht sehen, nicht hören, nicht lau-

fen kann, hat einen anderen Bezug zur 

Welt als jene, die all das können. Was es 

heißt, zum Beispiel nicht sehen zu kön-

nen, bringt uns Tobias Litterst in seinem 

Buch, hier besprochen von Siegfried 

Saerberg, nahe. Wir Sehenden wissen 

damit noch nicht, wie es ist, blind zu le-

ben; aber wir bekommen eine Ahnung 

davon, dass es nicht nur defi zitäre und 

romantisierende Weltbezüge sind. Es 

sind paradoxe, die nicht allein von dem 

nicht vorhandenen sehenden Überblick 

geprägt sind, sondern auch von un-

serer Beziehung zum andersseienden 

Nächsten.  S.4. Der „wilde Peter“, 

der 1724 als nicht sprechender, scheinbar 

verwilderter Junge aufgefunden wurde, 

hat seinen lebenswerten Ort gefunden, 

wo man ihn so akzeptierte wie er war, bei 

einer Bauernfamilie.   S.6.

Heute haben wir es leider auch mit einer 

Partei zu tun, die eine wirkliche Begeg-

nung zwischen Menschen mit Behinde-

rungen und Normalen nicht wünscht. Die 

AfD hat sich vor allem gegen Möglich-

keiten des gemeinsamen Lernens ausge-

sprochen.  S.1. Dabei wäre das bitter 

nötig.

Die Pfl ege,  S.2, ist chronisch unterfi -

nanziert und funktioniert nur, weil viele 

Angehörige – vor allem Frauen – die Un-

terstützung sichern. Als eine gesamtge-

sellschaftliche Aufgabe, die wir alle mal 

brauchen könnten, weil wir verletzliche 

und nicht nur leistungsstarke Men-

schen sind, wird die Solidarität mit Pfl e-

gebedürftigen nicht gesehen. Berufl ich 

Pfl egende, die Missstände öffentlich 

machen, werden diffamiert, pfl egende 

Frauen alleingelassen und die Pfl ege-

kosten steigen stetig.

Die Weltsicht der Normalen muss sich 

ändern, sie müssen die Begegnungen 

mit den prekär Andersseienden aus-

weiten und vertiefen.  

ERIKA FEYERABEND FÜR DAS TEAM 
DER NEWSLETTER-REDAKTION

Prekäres Anderssein
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Politisierung der Pfl ege?
Während des ersten Corona-Lock-
downs im März 2020 etablierte sich 
für einige Wochen ein Ritual, das 
aus der Hilfl osigkeit geboren wur-
de: Pünktlich um 18 Uhr stellten sich 
im ganzen Land Menschen auf ihre 
Balkone, um den Pfl egekräften für 
ihren Einsatz Applaus zu spenden. 
Die Sympathiebekundungen kamen 
nicht überraschend; seit jeher sind in 
Umfragen Pfl egekräfte unter den Top 
Ten der angesehensten Berufe. Das 
Ausmaß dieser Solidaritätsbekun-
dungen allerdings war außergewöhn-
lich. Selbst der Bundestag erhob sich 
und klatschte eine Minute lang für die 
„Held*innen des Alltags“.

Auffällig war, dass die Pfl ege selbst 
während dieser Phase weitgehend 
stumm blieb. Es gab kaum promi-
nente Vertreter*innen, die einem grö-
ßeren Publikum Erleben und Heraus-
forderungen der Pfl ege schilderten. 
Die Expert*innen in den Talkrun-
den und den Nachrichten waren 
Mediziner*innen.

Starke Hierarchisierung

Dass die Pfl ege lange stumm blieb, 
war kein Zufall. Die starke Hierar-
chisierung in diesem Bereich führt 
zu Repressionen, sobald Miss- oder 
sogar nur Zustände an die Öffent-
lichkeit gebracht werden. Romana 
Knezevic sollte von Asklepios gekün-
digt werden, nachdem sie dem NDR 
ein Live-Interview über die Lage auf 
den Intensivstationen gab, Ricar-
do Lange selbst sollte nicht mehr in 
seiner Station eingesetzt werden, 
der Berliner Anästhesieschwester 
und Gewerkschaftsaktivistin Silvia 
Habekost drohten arbeitsrechtliche 
Konsequenzen, weil sie den Berliner 
Krankenhausstreik maßgeblich mitge-

staltete; die Liste ließe sich fortsetzen.
Obendrein handelte es sich bei den 
wenigen öffentlich auftretenden 
Pfl egenden in der Regel um Inten-
siv- oder Anästhesiekräfte, also um 
Beschäftigte jener Bereiche, die arzt-
ähnliche Tätigkeiten ausführen. Dass 
Altenpfl eger*innen oder gar pfl e-
gende Angehörige gehört wurden 
– oder vielleicht sogar Menschen, die 
selbst gepfl egt werden –, blieb eine 
absolute Ausnahme.
Die Unterstützung für die Pfl ege 
blieb größtenteils ein symbolisches 
Schulterklopfen, das machte auch 
der damalige Bundesgesundheits-
minister Jens Spahn auf dem Berli-
ner Pfl egetag 2020 klar: In seinem 
Grußwort appellierte er an die An-
wesenden, sich vor allem auch bes-
ser zu organisieren – und zwar „jetzt 
nicht bis zum Generalstreik – oder 
meinetwegen auch das“. Nur so lie-
ßen sich dringend notwendige Ver-
besserungen auch herbeiführen.
Ein CDU-Minister, der aktiv für Ge-
werkschaftseintritte wirbt und für 
mehr Streiks eintritt – wie hat es 
überhaupt soweit kommen können?

Seit es moderne Krankenpfl ege gibt, 
ist auch von Pfl egekrisen oder auch 
Pfl egenotständen die Rede. Aller-
dings verschärft sich die Situation 
spätestens seit der Jahrtausendwen-
de immer weiter, und zwar nicht nur 
in einzelnen Ländern, sondern welt-
weit. Einer der Gründe ist der demo-
grafi sche Wandel, der immer mehr 
Pfl egebedürftige in ein System spült, 
das seit dem neoliberalen Turn in den 
1990ern auf Effi zienz getrimmt wor-
den ist. Diese Effi zienz funktioniert 
nur über eine Quantifi zierung der 
individuellen Bedürfnisse, die dann 
zu Bedarfen umgewidmet werden: 
also das, was einem nach Logik des 
Marktes und gesellschaftlichem Ein-
verständnis zusteht.

Von Beginn an unterfi nanziert

Was landläufi g als Pfl ege bezeichnet 
wird, umfasst ganz unterschiedliche 
Bereiche mit verschiedenen gesetz-
lichen Rahmenbedingungen. Exem-
plarisch für den neoliberalen Dreh sol-
len deswegen nur zwei maßgebliche 
Restrukturierungen der Pfl egeinfra-
struktur thematisiert werden, um die 
ideologischen Hintergründe für die 
Verschlechterung der Versorgung auf-
zuzeigen: die Soziale Pfl egeversiche-
rung und das Fallpauschalensystem.
Die Soziale Pfl egeversicherung wur-
de im Jahr 1995 als SGB XI eingeführt 
und ist dem Namen nach schon min-
destens ungenau – weder ist das SGB 
XI eine vollwertige Pfl egeversiche-
rung, noch ist es sozial. Es handelt 
sich um eine Pfl ichtversicherung, die 
über Sach- und Geldleistungen ver-
sucht, Menschen ein gewisses Maß 
an Eigenständigkeit zu erhalten. Das 
ganze Konstrukt war von Beginn an 
unterfi nanziert und konnte nur durch 
permanente Beitragserhöhungen er-
halten bleiben.

Dass es seit 30 Jahren Bestand hat, 
liegt an pfl egenden Angehörigen, die 
die Grundversorgung vieler Gepfl egter 
übernehmen. Wie viele pfl egende An-
gehörige es gibt, ist nicht bekannt, 
auch weil eine einheitliche Defi nition 
fehlt. Sie sind also sogar statistisch 
unsichtbar. Stichprobenhafte Erhe-
bungen haben aber ergeben, dass es 
sich in 80 Prozent der Fälle um Frauen 
handelt – Töchter, Ehefrauen, Schwie-
gertöchter. Entsprechend fasst die 
Pfl egeprofessorin Martina Hasseler 
das Gesetz auch so zusammen: „Der 
Grundgedanke war von Anfang an: 
Irgendeine Frau macht das schon.“

Dass die Soziale Pfl egeversicherung 
jetzt zusammenbricht, liegt auch da-
ran, dass Milieus, in denen traditio-
nell zu Hause gepfl egt wurde, dieses 
Familienmodell aufgegeben haben, 
insbesondere das Kleinbürgertum. Da 
ein Gehalt nicht mehr ausreicht, um 
eine Familie durchzubringen, erodiert 
auch die Basis für dieses Modell: Wer 
jetzt pfl egende*r Angehörige*r ist, 
muss ohnehin damit rechnen, spätes-
tens im Alter selbst zu verarmen.

Das System der Fallpauschalen (DRG) 
betrifft den Krankenhausbereich und 
hat maßgeblich zu einem Einfl ussver-
lust der Pfl ege geführt. Es existiert 
fl ächendeckend seit 2005 mit dem 
Ziel, Liegezeiten im Krankenhaus 
zu verkürzen und Überkapazitäten 
abzubauen. Zuvor war es üblich, ei-
nen Großteil der Kosten über eine 
Tagespauschale abzudecken. Mit 
dem DRG aber wurden die Fälle in 
verschiedene Gruppen eingeteilt und 
entsprechend vergütet. Das DRG-Sy-
stem entlohnt dabei medizinische In-
terventionen sehr viel stärker als pfl e-
gerische; mit der Konsequenz, dass 
pfl egerische Tätigkeiten systematisch 
unterkalkuliert wurden.

Diese Entwicklung sollte 2021 ge-
stoppt werden, indem das Pfl egebud-
get aus dem Fallpauschalensystem 
herausgenommen wurde. Da war 
es aber schon reichlich spät, im Ver-
gleich zu den 1990er Jahren gab es zu 
dem Zeitpunkt bereits 30.000 weni-
ger Pfl egestellen. Obendrein wuchs 
die Zahl der offenen Stellen seit 2011 
um knapp 40 Prozent. Und das sind 
nur die Stellen, die das System über-
haupt fi nanzieren würde: Bereits 2016 
fehlten gemessen am Bedarf mehr als 
100.000 Vollzeitstellen in der Pfl ege, 
die Zahl soll sich, ändert sich nichts 
grundlegend, bis 2034 auf 500.000 
erhöhen. 

Stiller Protest

Der Protest der Pfl ege ist in der Regel 
ein stiller Rückzug, ein Ausscheiden 
aus dem Beruf. Wenn vom Zusam-
menbruch des Gesundheitssystems 
gesprochen wird, entsteht da bis-
weilen ein falscher Eindruck. Die ge-
werkschaftliche Abdeckung in vielen 
Bereichen der Pfl ege ist historisch 
bedingt weit unterdurchschnittlich, 
was auch mit der christlichen Über-
formung der Pfl ege zusammenhängt: 
Diese Vorstellung hat sich auch ju-
ristisch niedergeschlagen: arbeits-
rechtlich unterlagen kirchliche Ein-
richtungen dem sogenannten ‚dritten 
Weg‘, der für tarifl iche Auseinander-
setzungen ein paritätisches Gremium 
vorsieht, in dem dann Differenzen mit-
einander ausgetragen werden sollen. 
Dieser dritte Weg verbietet Streiks 
zwar nicht, knüpft sie aber an derart 
hohe Anforderungen, dass es sich de 
facto um ein Streikverbot handelt.

Häufi g fehlt der Hebel, durch Streiks 
fi nanziell Druck aufzubauen. Die Be-
triebseinheiten in der Altenpfl ege
sind vergleichsweise klein, es herrscht
eine hohe Fluktuation beim Personal,
und es gibt auch eine außergewöhn-
lich hohe Loyalität der Arbeitnehmer*-
innen gegenüber ihrer Tätigkeit: Sie 
wollen ‚ihre Leute‘ oft nicht wochen-
lang in die Notbetreuung schicken. 
Noch komplizierter ist die Situation 
bei den mobilen Pfl egediensten, von 
denen es bundesweit um die 15.000 
gibt, oft mit unter 20 Beschäftigten. 

Lauter Protest

Bis 2016 hatten Streiks selbst in Kran-
kenhäusern eher ein symbolisches 
Gepräge, aber mit dem ersten großen 
Charité-Streik 2016 änderte sich das. 
Die Streiks 2021 in Berlin und Nord-

rhein-Westfalen brachten zumindest 
auf dem Papier signifi kante Verbes-
serungen für das gesamte Kranken-
hauspersonal. Entscheidend daran 
ist allerdings, dass es sich nicht um 
Pfl egestreiks handelte, sondern um 
Krankenhausstreiks: Beteiligt war 
eben ein Großteil des Personals (mit 
Ausnahme der Ärzt*innenschaft). Der 
Kampf drehte sich zwar auch um Ge-
haltsforderungen, im Vordergrund 
aber stand die Fachkräftequote: Die 
Häuser sollten sich verpfl ichten, einen
gewissen Qualitätsstandard in der 
Pfl ege sicherzustellen. Schlussend-
lich streikten die Pfl egenden also da-
für, die ihnen gestellte Aufgabe über-
haupt übernehmen zu können. Es war 
somit auch ein Streik im Interesse der 
Behandelten.

Andere Fortschritte fallen zwar in die 
Zeit der Pandemie, hängen aber nicht 
direkt mit ihr zusammen. Es ist mehr 
ein Flickenteppich kleiner Siege. 
Durch die Einführung von Branchen-
mindestlöhnen stiegen die Gehälter 
merklich. Eine wichtige Verbesserung 
für Beschäftigte in der Altenpfl ege 
erfolgte durch eine Entscheidung 
des Bundesarbeitsgerichts in Erfurt 
2021. Das Gericht urteilte, dass bei 
einer häuslichen 24-Stunden-Pfl ege 
mit dem in Deutschland geltenden 
Branchenmindestlohn vergütet wer-
den muss, und zwar über die volle 
Arbeitszeit.

Wenig überraschend hat die Pan-
demie insbesondere unter Angehö-
rigen der Sozialberufe besonders 
viele Opfer gefordert. Weltweit sind 
laut WHO bis Mai 2021 zwischen 
80.000 und 180.000 Arbeitnehmer in 
Sozialen Berufen an Covid-19 ver-
storben. Die Infektionsquoten in 
Deutschland sind bei Beschäftigten 
in der Pfl ege ungefähr sechsmal hö-
her als im Durchschnitt. Und nicht 
nur das: Nach einer Infektion waren 
Angehörige der Gesundheits- und 
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Politisierung der Pfl ege?
Während des ersten Corona-Lock-
downs im März 2020 etablierte sich 
für einige Wochen ein Ritual, das 
aus der Hilfl osigkeit geboren wur-
de: Pünktlich um 18 Uhr stellten sich 
im ganzen Land Menschen auf ihre 
Balkone, um den Pfl egekräften für 
ihren Einsatz Applaus zu spenden. 
Die Sympathiebekundungen kamen 
nicht überraschend; seit jeher sind in 
Umfragen Pfl egekräfte unter den Top 
Ten der angesehensten Berufe. Das 
Ausmaß dieser Solidaritätsbekun-
dungen allerdings war außergewöhn-
lich. Selbst der Bundestag erhob sich 
und klatschte eine Minute lang für die 
„Held*innen des Alltags“.

Auffällig war, dass die Pfl ege selbst 
während dieser Phase weitgehend 
stumm blieb. Es gab kaum promi-
nente Vertreter*innen, die einem grö-
ßeren Publikum Erleben und Heraus-
forderungen der Pfl ege schilderten. 
Die Expert*innen in den Talkrun-
den und den Nachrichten waren 
Mediziner*innen.

Starke Hierarchisierung

Dass die Pfl ege lange stumm blieb, 
war kein Zufall. Die starke Hierar-
chisierung in diesem Bereich führt 
zu Repressionen, sobald Miss- oder 
sogar nur Zustände an die Öffent-
lichkeit gebracht werden. Romana 
Knezevic sollte von Asklepios gekün-
digt werden, nachdem sie dem NDR 
ein Live-Interview über die Lage auf 
den Intensivstationen gab, Ricar-
do Lange selbst sollte nicht mehr in 
seiner Station eingesetzt werden, 
der Berliner Anästhesieschwester 
und Gewerkschaftsaktivistin Silvia 
Habekost drohten arbeitsrechtliche 
Konsequenzen, weil sie den Berliner 
Krankenhausstreik maßgeblich mitge-

staltete; die Liste ließe sich fortsetzen.
Obendrein handelte es sich bei den 
wenigen öffentlich auftretenden 
Pfl egenden in der Regel um Inten-
siv- oder Anästhesiekräfte, also um 
Beschäftigte jener Bereiche, die arzt-
ähnliche Tätigkeiten ausführen. Dass 
Altenpfl eger*innen oder gar pfl e-
gende Angehörige gehört wurden 
– oder vielleicht sogar Menschen, die 
selbst gepfl egt werden –, blieb eine 
absolute Ausnahme.
Die Unterstützung für die Pfl ege 
blieb größtenteils ein symbolisches 
Schulterklopfen, das machte auch 
der damalige Bundesgesundheits-
minister Jens Spahn auf dem Berli-
ner Pfl egetag 2020 klar: In seinem 
Grußwort appellierte er an die An-
wesenden, sich vor allem auch bes-
ser zu organisieren – und zwar „jetzt 
nicht bis zum Generalstreik – oder 
meinetwegen auch das“. Nur so lie-
ßen sich dringend notwendige Ver-
besserungen auch herbeiführen.
Ein CDU-Minister, der aktiv für Ge-
werkschaftseintritte wirbt und für 
mehr Streiks eintritt – wie hat es 
überhaupt soweit kommen können?

Seit es moderne Krankenpfl ege gibt, 
ist auch von Pfl egekrisen oder auch 
Pfl egenotständen die Rede. Aller-
dings verschärft sich die Situation 
spätestens seit der Jahrtausendwen-
de immer weiter, und zwar nicht nur 
in einzelnen Ländern, sondern welt-
weit. Einer der Gründe ist der demo-
grafi sche Wandel, der immer mehr 
Pfl egebedürftige in ein System spült, 
das seit dem neoliberalen Turn in den 
1990ern auf Effi zienz getrimmt wor-
den ist. Diese Effi zienz funktioniert 
nur über eine Quantifi zierung der 
individuellen Bedürfnisse, die dann 
zu Bedarfen umgewidmet werden: 
also das, was einem nach Logik des 
Marktes und gesellschaftlichem Ein-
verständnis zusteht.

Von Beginn an unterfi nanziert

Was landläufi g als Pfl ege bezeichnet 
wird, umfasst ganz unterschiedliche 
Bereiche mit verschiedenen gesetz-
lichen Rahmenbedingungen. Exem-
plarisch für den neoliberalen Dreh sol-
len deswegen nur zwei maßgebliche 
Restrukturierungen der Pfl egeinfra-
struktur thematisiert werden, um die 
ideologischen Hintergründe für die 
Verschlechterung der Versorgung auf-
zuzeigen: die Soziale Pfl egeversiche-
rung und das Fallpauschalensystem.
Die Soziale Pfl egeversicherung wur-
de im Jahr 1995 als SGB XI eingeführt 
und ist dem Namen nach schon min-
destens ungenau – weder ist das SGB 
XI eine vollwertige Pfl egeversiche-
rung, noch ist es sozial. Es handelt 
sich um eine Pfl ichtversicherung, die 
über Sach- und Geldleistungen ver-
sucht, Menschen ein gewisses Maß 
an Eigenständigkeit zu erhalten. Das 
ganze Konstrukt war von Beginn an 
unterfi nanziert und konnte nur durch 
permanente Beitragserhöhungen er-
halten bleiben.

Dass es seit 30 Jahren Bestand hat, 
liegt an pfl egenden Angehörigen, die 
die Grundversorgung vieler Gepfl egter 
übernehmen. Wie viele pfl egende An-
gehörige es gibt, ist nicht bekannt, 
auch weil eine einheitliche Defi nition 
fehlt. Sie sind also sogar statistisch 
unsichtbar. Stichprobenhafte Erhe-
bungen haben aber ergeben, dass es 
sich in 80 Prozent der Fälle um Frauen 
handelt – Töchter, Ehefrauen, Schwie-
gertöchter. Entsprechend fasst die 
Pfl egeprofessorin Martina Hasseler 
das Gesetz auch so zusammen: „Der 
Grundgedanke war von Anfang an: 
Irgendeine Frau macht das schon.“

Dass die Soziale Pfl egeversicherung 
jetzt zusammenbricht, liegt auch da-
ran, dass Milieus, in denen traditio-
nell zu Hause gepfl egt wurde, dieses 
Familienmodell aufgegeben haben, 
insbesondere das Kleinbürgertum. Da 
ein Gehalt nicht mehr ausreicht, um 
eine Familie durchzubringen, erodiert 
auch die Basis für dieses Modell: Wer 
jetzt pfl egende*r Angehörige*r ist, 
muss ohnehin damit rechnen, spätes-
tens im Alter selbst zu verarmen.

Das System der Fallpauschalen (DRG) 
betrifft den Krankenhausbereich und 
hat maßgeblich zu einem Einfl ussver-
lust der Pfl ege geführt. Es existiert 
fl ächendeckend seit 2005 mit dem 
Ziel, Liegezeiten im Krankenhaus 
zu verkürzen und Überkapazitäten 
abzubauen. Zuvor war es üblich, ei-
nen Großteil der Kosten über eine 
Tagespauschale abzudecken. Mit 
dem DRG aber wurden die Fälle in 
verschiedene Gruppen eingeteilt und 
entsprechend vergütet. Das DRG-Sy-
stem entlohnt dabei medizinische In-
terventionen sehr viel stärker als pfl e-
gerische; mit der Konsequenz, dass 
pfl egerische Tätigkeiten systematisch 
unterkalkuliert wurden.

Diese Entwicklung sollte 2021 ge-
stoppt werden, indem das Pfl egebud-
get aus dem Fallpauschalensystem 
herausgenommen wurde. Da war 
es aber schon reichlich spät, im Ver-
gleich zu den 1990er Jahren gab es zu 
dem Zeitpunkt bereits 30.000 weni-
ger Pfl egestellen. Obendrein wuchs 
die Zahl der offenen Stellen seit 2011 
um knapp 40 Prozent. Und das sind 
nur die Stellen, die das System über-
haupt fi nanzieren würde: Bereits 2016 
fehlten gemessen am Bedarf mehr als 
100.000 Vollzeitstellen in der Pfl ege, 
die Zahl soll sich, ändert sich nichts 
grundlegend, bis 2034 auf 500.000 
erhöhen. 

Stiller Protest

Der Protest der Pfl ege ist in der Regel 
ein stiller Rückzug, ein Ausscheiden 
aus dem Beruf. Wenn vom Zusam-
menbruch des Gesundheitssystems 
gesprochen wird, entsteht da bis-
weilen ein falscher Eindruck. Die ge-
werkschaftliche Abdeckung in vielen 
Bereichen der Pfl ege ist historisch 
bedingt weit unterdurchschnittlich, 
was auch mit der christlichen Über-
formung der Pfl ege zusammenhängt: 
Diese Vorstellung hat sich auch ju-
ristisch niedergeschlagen: arbeits-
rechtlich unterlagen kirchliche Ein-
richtungen dem sogenannten ‚dritten 
Weg‘, der für tarifl iche Auseinander-
setzungen ein paritätisches Gremium 
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Was bedeutet es, in einer Welt zu le-
ben, die sich einem entzieht – und 
zugleich immer wieder übergriffi g 
auf den Leib rückt? Eine Welt, die zu-
gleich distanziert und nah ist? Tobias 
Litterst beantwortet diese Frage in 
seinem Buch „Blind sein“ und gibt, 
wie es im Untertitel heißt, einen „phi-
losophischen Erfahrungsbericht“. 
Dabei gelingt ihm etwas Seltenes: 
Blindheit erscheint weder als bloßes 
Defi zit noch als romantisierte Anders-
artigkeit, sondern als eine paradoxe 
Daseinsform, in der Entzug und Über-
wältigung unaufl öslich ineinander-
greifen.

Visuell dominierte Kultur

Ausgangspunkt des Essays ist eine 
scheinbar harmlose, tatsächlich im-
mer wieder an einen Blinden gerich-
tete Frage: Wie ist es, blind zu sein? 
Litterst, von Geburt an blind, nimmt 
diese Frage nicht defensiv zurück, 
sondern wendet sie methodisch auf 
sich selbst – und gegen die Selbst-
verständlichkeiten einer visuell domi-
nierten Kultur, indem er sie existenzi-
ell aufl ädt. Was folgt, ist kein Bericht 
über Leid oder Bewältigung, sondern 
eine genaue Untersuchung dessen, 
was Wahrnehmung, Weltbezug und 
Subjektivität bedeuten, wenn der 
Sehsinn fehlt.

Zentral ist dabei das von Litterst mehr-
fach herausgearbeitete Paradox der 
Blindheit: Die Welt ist dem blinden 
Menschen in hohem Maße entzogen 
– und zugleich auf eine eigentümliche 
Weise invasiv. Entzogen ist sie, weil 
das Überblicken, das Schweifen, das 
distanzierte Erkennen von Formen, 
Körpern und Räumen fehlt. Land-
schaften, Gesichter, Gesten, Blicke 
existieren nur vermittelt, fragmen-
tarisch oder gar nicht. Die Welt zieht 

sich vor Litterst zurück, bleibt für ihn 
lückenhaft, brüchig, oft nur als Abfol-
ge tastbarer oder hörbarer Einzelreize 
zugänglich.

Gleichzeitig aber ist diese entzogen 
scheinende Welt keineswegs harmlos 
oder fern. Im Gegenteil: Gerade weil 
der schützende Vorgriff des Sehens 
fehlt, drängt sie sich dem Körper un-
vermittelt auf. Türen, Kanten, Dornen, 
heiße Oberfl ächen, plötzlich auftau-
chende Hindernisse – all das trifft 
den Leib ohne Vorwarnung. Die Welt 
wird nicht aus der Distanz betrachtet, 
sondern ereignet sich für den blinden 
Autor als Berührung, als Stoß, als 
Schreck. Blindheit bedeutet daher 
nicht Abwesenheit von Welt, sondern 
eine andere, häufi g brutalere Form ih-
rer Präsenz.

Leistung unter Vorbehalt

Diese Gleichzeitigkeit von Ferne und 
Übergriff verleiht der Blindheit eine 
zutiefst absurde Struktur. Litterst 
macht deutlich, dass sich hier eine Er-
fahrung zeigt, die sich mit klassischen 
existenzphilosophischen Motiven be-
rührt, ohne je abstrakt zu werden. Die 
Welt erscheint als etwas, das Orien-
tierung verlangt, ohne Mittel für diese 
bereitzustellen; das Sinn nahelegt, 
ohne ihn zu garantieren; das Teilnah-
me fordert, während sie zugleich aus-
schließt. In dieser Spannung liegt das 
Absurde der Blindheit: Der Mensch ist 
zur Welt verurteilt, ohne sie je voll-
ständig erreichen zu können.

Besonders eindrücklich sind jene Pas-
sagen, in denen Litterst beschreibt, 
wie Orientierung für ihn als einem 
blinden Menschen nicht räumlich, 
sondern narrativ organisiert ist: Wege 
bestehen aus Abfolgen von Gerüchen, 
Bodenbeschaffenheiten, Geräuschen, 

kleinen, hochgradig störanfälligen 
Merkmalen. Eine geringfügige Ver-
änderung – ein parkendes Auto, eine 
Menschentraube – genügt, um diese 
fragile Ordnung zum Einsturz zu brin-
gen. Orientierung wird so zu einer per-
manenten Leistung unter Vorbehalt. 
Die Welt ist nie stabil, nie verlässlich, 
nie ganz vertraut.

Philosophisch vertieft Litterst die-
se Erfahrung im Rückgriff auf Arthur 
Schopenhauer, der das Sehen als 
privilegierten Sinn der Objektkon-
stitution beschreibt. Gerade aus der 
Perspektive des Nicht-Sehenden 
wird deutlich, wie sehr das Visuelle 
Distanz, Übersicht und scheinbare 
Souveränität ermöglicht. Ohne diesen 
Sinn bleibt der Mensch stärker an den 
eigenen Leib gebunden, stärker expo-
niert, stärker verwickelt. Das Subjekt 
kann sich nicht in der Anschauung 
verlieren, sondern wird immer wieder 
auf sich selbst zurückgeworfen.

Dies ist jedoch ambivalent. Einer-
seits verstärkt sie Isolation und Ver-
letzbarkeit, andererseits eröffnet sie 
Momente der Sammlung und inne-
ren Ruhe. Litterst beschreibt Zustän-
de der Versenkung, zum Beispiel am 
Arm einer ihn begleitenden Person, in 
denen das Außen zurücktritt und das 
Denken, Erinnern und Imaginieren an 
Dichte gewinnt. Doch auch hier ver-
weigert er jede Verklärung: Die innere 
Einkehr ist kein sicherer Zufl uchtsort. 
Sie kann ebenso gut zur Verstärkung 
von Angst, Grübeln und Abgeschie-
denheit führen. Das Absurde zeigt 
sich auch hier: Selbst die vermeint-
liche Entlastung bleibt prekär.

Glück als fragile Möglichkeit

Bemerkenswert ist Littersts konse-
quente Abwehr stereotyper Deu-

tungen. Blindheit ist für ihn weder 
Martyrium noch Begnadung. Sie 
erzeugt keine automatische Sensi-
bilität, keine besondere Tiefe, kei-
ne heroische Leidensfähigkeit. Was 
sie erzeugt, ist eine strukturell er-
schwerte Beziehung zur Welt – eine 
Beziehung, die nur mithilfe anderer 
Menschen, technischer Hilfsmittel 
und gesellschaftlicher Rücksichtnah-
me tragfähig wird. Dass diese Ab-
hängigkeit häufi g als persönliches 
Versagen oder als Ausnahmezustand 
missverstanden wird, gehört zu den 
schärfsten gesellschaftskritischen 
Beobachtungen des Buches.

Im Hintergrund dieser Analyse steht 
immer wieder die Frage nach dem 
Glück im Angesicht des Absurden. 
Litterst nähert sich hier – implizit – Al-
bert Camus. Glück erscheint nicht als 
Überwindung der Blindheit, sondern 
als fragile Möglichkeit innerhalb ihrer 
Widersprüche: als Gelingen trotz Ent-
zug, als Handlungsfähigkeit trotz In-
vasion, als Sinn ohne Garantie. Blind-
heit wird so zu einem Brennglas für 
eine conditio humana, die auch den 
Sehenden nicht fremd ist.

Stilistisch überzeugt der Essay durch 
Klarheit, Präzision und Zurückhaltung. 
Litterst argumentiert ruhig, ohne mo-
ralischen Druck, und lässt seine Ein-
sichten aus der Beschreibung erwach-
sen. Immer wieder wirft er aus der 
Distanz einen Blick auf Eigenheiten 

seiner sehenden Mitmenschen.  Blind 
sein ist damit nicht nur ein Buch über 
Blindheit, sondern ein Beitrag zur Fra-
ge, wie Menschen überhaupt in einer 
Welt leben, die ihnen nie ganz gehört 
und sie doch unablässig angeht.

Privilegien des Sehens

Litterst geht zu Ende seiner kurzen 
Abhandlung auf den Allgemeinheits-
status seiner Ausführungen ein. Er 
schreibt: „Meine Überlegungen kön-
nen nicht einfach für eine Gruppe ein-
stehen. Sie liefern kein vollständiges, 
endgültig abgeschlossenes Bild der 
Blindheit und ihrer Betroffenen. Viel-
mehr bleiben sie die Bestandsaufnah-
me eines Einzelnen, der das, was sich 
ihm zeigt, möglichst adäquat zu fas-
sen versucht.“ (Seite 108)

Dem ist unumwunden zuzustimmen. 
Dennoch benutzt der Autor durch-
gängig in seiner Abhandlung den Ter-
minus vom blinden Menschen. Dies 
könnte die Leser*innen dazu verlei-
ten, seine Ausführungen trotz seiner 
abschließenden Einschränkungen zu 
verallgemeinern und allzu schnell auf 
alle Blinden zu übertragen. Aber es 
sind biographische Besonderheiten 
zu berücksichtigen: Manche blinden 
Menschen haben nie gesehen, man-
che sind erst später blind geworden. 
Auch ist der historische und gesell-
schaftliche Faktor einzubeziehen. So 
berichtet Litterst lakonisch von einer 
ländlich geprägten Menschenwelt am 
Ende der 1980er und frühen 1990er 
Jahre, die ihn Stigmatisierungen und 
Ausschlüssen ausgeliefert hat: An-
dere Eltern wechselten mit ihren Kin-
dern die Straßenseite, wenn sie ihn 
und seine Mutter erblickten. Er sollte 
eigentlich eine klassische Blindenkar-
riere durchlaufen: von der Blinden-
schule direkt in eine Werkstatt, um 
dort Besen oder Körbe herzustellen. 
Ein Glück für uns alle, dass Litterst 
diesem Schicksal durch Eigeninitiati-
ve, das Engagement seiner Eltern und 
das eines einzelnen fortschrittlichen 

Lehrers entgehen konnte. Aber all 
diese Beobachtungen verweisen die 
Leser*innen auch darauf, dass die 
Welt sich nicht nur aus eigenem Im-
puls entzieht, sondern dass sie dem 
Autor auch zu einem großen Stück 
entzogen wurde. Außerdem ist anzu-
merken, dass das Sehen nicht unter 
allen Umständen der dominierende 
Sinn sein muss. Dies zumindest legt 
der kulturanthropologische Befund 
nah.

Wer dieses Buch liest, wird daher 
nicht „wissen“, wie es ist, blind zu 
sein. Aber die Leserschaft mag be-
greifen, dass auch das Sehen und die 
von ihm gewährten Privilegien keine 
Selbstverständlichkeit sind – sondern 
eine fragile Form von Distanz und 
Nähe, die jederzeit entzogen werden 
kann, sei es durch physische oder so-
ziale und politische Kräfte. Darüber 
hinaus induziert die Lektüre – wenn 
man das Buch etwas gegen den Strich 
liest – vielleicht auch eine Ahnung 
davon, dass die invasive Abwesen-
heit von Welt auch die Beschreibung 
einer Herrschaftsform sein könnte, 
der Menschen durch weitreichende 
gesellschaftliche Verhältnisse unter-
worfen werden. 
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Während die Sage über den ‚Ratten-
fänger von Hameln‘ inzwischen zum 
immateriellen Kulturerbe der UNESCO 
gehört, machte eine Sonderausstel-
lung des Museums der niedersäch-
sischen Kleinstadt auf die weitgehend 
unbekannte Lebensgeschichte einer 
real existierenden Person aufmerk-
sam, die vor dreihundert Jahren die 
Gemüter erregte. Es handelt sich um 
den ‚Wilden Peter‘, in Hameln verges-
sen, in England wohlbekannt.

Im Jahr 1724 wird in der Nähe von 
Hameln ein etwa zwölfjähriger Junge 
aufgegriffen. Nur ein Kleidungsfet-
zen hängt um seinem Hals, er macht 
einen verwahrlosten Eindruck. Da er 
nicht sprechen kann, weiß niemand, 
ob er eine Familie hat und woher er 
kommt. Die Hamelner nennen ihn Pe-
ter, das ‚wilde Kind’, und zielen damit 
auf den Mythos, dass Kinder ohne 
menschlichen Kontakt in der Obhut 
von Tieren aufgewachsen sind. Das 
Stadtvolk fühlt sich in dieser Annahme 
bestätigt: Peter weigert sich Kleidung 
zu tragen, isst Rüben, Kräuter, Nüsse 
und lässt gekochtes Essen stehen.

Nachdem sowohl im Hospital als auch 
in der Pfl egefamilie alle Versuche 
scheitern, ihn zu erziehen, ihm das 
Sprechen und leichte Arbeiten beizu-
bringen, wird Peter in das gerade neu 
errichtete Zucht- und Tollhaus in Celle 
gesperrt. Was er hier erleben muss, 
ist weitgehend unbekannt. Ein Doku-
ment belegt allerdings, dass ihm mit 
Schlägen beigebracht wurde, seine 
Kleidung nicht länger zu zerfetzen.

Doch weil Peter auch in Celle für Ge-
sprächsstoff sorgt, nimmt sein Lebens-
weg eine überraschende Wendung. 

Georg I., König von England und zu 
dieser Zeit in Personalunion Kurfürst 
von Hannover, lässt sich Peter vorfüh-
ren. Angeblich suchen der Monarch 
und sein Leibarzt Antworten auf die 
Frage, warum in der Familiendynastie 
auffallend häufi g ‚zurückgebliebene‘ 
Personen auftauchen. Peter wird an 
den Königshof nach London gebracht, 
dort vornehm gekleidet und bestens 
versorgt. Ein großes Gemälde zeigt 
ihn inmitten der Hofgesellschaft.

Doch weil auch hier alle Versuche, ihn 
zum Sprechen zu bringen, scheitern 
und gleichzeitig die Neugierde über 
diesen Sonderling abnimmt, schiebt 
man ihm zu einer Bauernfamilie ab. 
Offenbar ein Glücksfall. In der neuen 
Umgebung lässt man Peter so, wie er 
ist, er übernimmt leichte Tätigkeiten, 
es entwickelt sich ein vertrautes Ver-
hältnis. Trotzdem unternimmt Peter 
unangekündigt weite Wanderungen; 
niemand erfährt, warum und wohin er 
verschwindet.

Um die aufwändigen, oft tagelangen 
Suchaktionen abzukürzen, fertigt der 
Bauer eine Halsmanschette aus Mes-
sing und Leder mit der Heimatadresse 
des sprachlosen Wanderers. Ganz of-
fensichtlich hatte Peter für Jahrzehnte 
einen Ort gefunden, wo man ihn nicht 
verlieren wollte.  

Als sein engster Vertrauter in der 
bäuerlichen Hofgemeinschaft stirbt, 
verweigert der wohl schon alters-
schwache Peter Essen und Trinken. 
Er stirbt im Jahr 1785 im Alter von 
vermutlich 72 Jahren. Die Gemeinde 
zahlt die Beerdigung sowie den Grab-
stein und lässt eine noch heute zu 
besichtigende Gedenktafel aus Mes-

sing in der Kirche St. Mary’s in North-
church anbringen. Im Kirchenbuch 
fi ndet sich ein vom Pastor und Schul-
direktor verfasster Lebenslauf, in dem 
es heißt: „Er hatte ein natürliches 
Gehör für Musik und war so entzückt 
davon, dass er, wenn er ein Musikin-
strument spielen hörte, tanzte und 
herumhüpfte, bis er vor Müdigkeit 
fast völlig erschöpft war; und obwohl 
man ihm nie das deutliche Ausspre-
chen eines Wortes beibringen konnte, 
konnte er doch leicht lernen, eine Me-
lodie zu summen. Alle diese müßigen 
Geschichten, die der Welt erzählt wur-
den, dass er wie ein Eichhörnchen auf 
Bäume kletterte, wie ein wildes Tier 
auf allen Vieren lief usw., sind völlig 
unbegründet.”

Peters Grabstein wurde 2013 als „über-
regional bedeutend mit besonderem 
Interesse“ in die Denkmalliste Groß-
britanniens aufgenommen.    

UDO SIERCK, GNUTZ

Der ‚Wilde Peter‘

Literaturhinweis:
Von Hameln nach England. Das 
ungewöhnliche Leben des ‚Wilden 
Peter‘ (2025): Texte von Agnes 
Kaltenecker, Claudia Höfl ich, 
Mareike Ahlers, Begleitpublikation 
zur gleichnamigen Sonderaus-
stellung im Museum Hameln

Einschränkung bzw. Abschaffung 
schulischer Inklusion

Was die Behindertenpolitik betrifft, 
so fi nden sich bestimmte Punkte in 
verschiedenen Programmen gleicher-
maßen – Punkte, die zum Teil auch im 
Parteiprogramm oder im Bundestags-
wahlprogramm von 2025 verankert 
sind. So will die AfD Förderschulen 
erhalten bzw. ausbauen und die schu-
lische Inklusion behinderter Kinder 
deutlich einschränken. Ein Programm-
entwurf der AfD Sachsen-Anhalt sieht 
sogar die gänzliche Abschaffung von 
Inklusion vor.

„Keine Inklusion um jeden Preis“ und 
„Inklusion mit Augenmaß“, heißt es 
etwa bei der AfD Baden-Württemberg, 
Inklusion dürfe „nur so praktiziert 
werden, dass Mitschüler und Lehr-
kräfte – und insbesondere die Inklusi-
onsschüler selbst – nicht überfordert 
werden“. Die Förderung behinderter 
Kinder sei „in den vielen spezialisier-
ten Sonderschulen des Landes oft-
mals effektiver umzusetzen“. Die AfD 
Rheinland-Pfalz will die Förderschu-
len stärken und Regelschulen mehr 
Flexibilität einräumen, etwa durch 
zeitweise getrennte Unterrichtung be-
hinderter Kinder. Die Beschulung in 
Förderschulen sei „einem inklusiven 
Ansatz in vielen Fällen überlegen“. 
Die AfD Bayern möchte Förderschulen 
„weiterentwickeln“ und Regelschulen 
„im Rahmen der fi nanziellen Möglich-
keiten“ baulich barrierefrei umgestal-
ten.

„Komm, wir retten unsere Heimat!“ 
nennt die AfD Hessen ihr Kommunal-
wahlprogramm. Schulische Inklusi-
on scheint für sie eher die Ausnah-
me werden zu sollen, sie steht unter 
Vorbehalt: „Wenn der Grad der Be-
einträchtigung eines Schülers eine 
erfolgreiche reguläre Beschulung er-
warten lässt und optimale Lern- und 
Förderbedingungen vorliegen, spricht 

nichts gegen eine Inklusion in den Re-
gelunterricht.“

Die AfD Sachsen-Anhalt kommt in 
Wahlumfragen derzeit auf 39 Pro-
zent der Stimmen und strebt bei den 
Landtagswahlen am 6. September 
eine absolute Mehrheit der Sitze im 
Parlament an, die es ihr ermöglichen 
würde, eine Alleinregierung zu bil-
den und den Ministerpräsidenten 
zu stellen. Ein solches Szenario ist 
zumindest nicht ausgeschlossen, 
sollten mehrere andere Parteien an 
der Fünfprozenthürde scheitern, was 
die Umfragen im Moment für die Grü-
nen und die FDP voraussagen; das 
BSW steht derzeit bei sechs Prozent. 
Wegen dieser Ambition nennt die AfD 
ihr Wahlprogramm ein „Regierungs-
programm“, dessen Entwurf von der 
Zeitschrift Politico vorab veröffent-
licht wurde und über das noch beim 
Parteitag in Magdeburg am 11. und 12. 
April abgestimmt werden muss.

Darin formuliert die Partei vielfach 
radikaler – oder unverblümter? – als 
andere Landesverbände. „Weder 
soziale und psychologische Betreu-
ung noch Integration und Inklusion, 
sondern allein die Vermittlung von 
Kulturtechniken (Lesen, Schreiben, 
Rechnen) und Bildungsgütern“ sei 
„Aufgabe der Schule“. Das „Experi-
ment ‚Inklusion‘, also der gemein-
same Unterricht von behinderten Kin-
dern mit normal begabten Kindern“ 
sei „auf ganzer Linie gescheitert“. 
Behinderte Kinder, so wird behauptet, 
„lähmen den Unterrichtsfortgang 
und bleiben hinter ihren Möglich-
keiten zurück“. Durch „die in Inklu-
sionsklassen oft praktizierte Dop-
pelbesetzung“ würden „in Zeiten 
des Lehrersmangels wertvolle Kapa-
zitäten“ gebunden. Die AfD werde 
„Inklusion unverzüglich beenden und 
die Förderschulen ausbauen!“.

Die Behauptung der Partei, dass In-
klusion mehr oder weniger geschei-

tert sei, ist nicht mit dem Stand der 
Wissenschaft vereinbar. Nicole Hol-
lenbach-Biele und Klaus Klemm ha-
ben 2020 einige zentrale empirische 
Befunde zum Thema im Auftrag der 
Bertelsmann-Stiftung zusammenge-
fasst: Demnach erzielen Kinder mit 
„sonderpädagogischem Förderbe-
darf“ in inklusiven Klassen bessere 
Leistungen und erreichen mit höherer 
Wahrscheinlichkeit einen Hauptschul-
abschluss als Kinder in der Förder-
schule. Selbst die Leistungen nicht-
behinderter Kinder verbessern sich 
in inklusiven Klassen, wahrschein-
lich wegen der zusätzlichen päda-
gogischen Unterstützung. Zwar gibt 
es Hinweise darauf, dass es bei den 
behinderten Kindern anfangs häu-
fi ger zu Motivationsproblemen und 
geringerem Wohlbefi nden kommt, 
diese Defi zite scheinen mit der Zeit 
aber ausgeglichen zu werden. Wenn-
gleich die Autorin und der Autor noch 
weiteren Forschungsbedarf sehen, 
kommen sie doch zu einem eindeu-
tigen Fazit: „Davon, dass Inklusion in 
Deutschland gescheitert sei, kann vor 
dem Hintergrund dieser Befunde kei-
ne Rede sein.“

Barrieren, Blindengeld, Pfl ege

Die bayerische AfD stellt Teilhabe 
und Barrierefreiheit unter Vorbehalt. 
Internationale Abkommen wie die 
UN-Behindertenrechtskonvention, so 
die Partei, belasteten die Kommunal-
fi nanzen. Dies sei nicht hinzunehmen, 
weshalb die Politik ihren „Regelungs-
spielraum“ nutzen solle. Bei bau-
lichen Sanierungsmaßnahmen solle 
auf eine „Ausgewogenheit zwischen 
Barrierefreiheit und Wirtschaftlich-
keit“ geachtet werden.

Die AfD Rheinland-Pfalz präsentiert 
sich teilweise als Interessenvertretung 
behinderter Menschen. Zwar will auch 
sie schulische Inklusion einschrän-
ken, allerdings fordert sie an anderer 
Stelle im Programm eine deutliche Er-
höhung des Landesblindengelds, das 

 Fortsetzung von S.1
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Betreuungsberufe besonders stark 
von Long Covid betroffen; doppelt
so oft wie beispielsweise Büro-
angestellte.

Während der Pandemie ist (auch von 
mir) befürchtet worden, dass Pfl e-
gende massenhaft ihren Beruf verlas-
sen würden. Das ist bis jetzt nicht in 
dem befürchteten Ausmaß passiert. 
Aber die Situation bleibt auf einem 
äußerst prekären Niveau vorläufi g sta-
bil. Wie prekär, mag diese Zahl veran-
schaulichen: In Baden-Württemberg 
fi nden nur 30 Prozent der Kranken-
häuser ausreichend Pfl egefachperso-
nal, um offene Stellen zu besetzen. In 
der Altenpfl ege sind die Zahlen noch 
viel schlechter, dort sind inzwischen 
ungefähr die Hälfte der Beschäftigten 
Hilfspfl egekräfte.

Nicht unmöglich

Jens Spahn hat Recht, es braucht 
eine bessere politische Basis für die 
gesamte Pfl ege. Die Berliner Kran-
kenhausbewegung könnte da ein 
Modell sein. Es müsste innerhalb die-
ser möglichen Bewegung allerdings 
nicht nur um Partikularinteressen der 
Pfl egenden gehen, sondern um ein 
gesamtes Menschenbild. Unmöglich 
ist das nicht: Im Bereich der Behinde-
rung hat in den 1980ern die Krüppel-
bewegung schon einmal einen Eman-
zipationsschub durch die Republik 
gesandt. Es scheint keine Alternative 
zu geben zu einer Politisierung der 
Pfl ege und einer Solidarisierung mit 
den Gepfl egten.
     
 FRÉDÉRIC VALIN, BERLIN

 Fortsetzung von S.3regelmäßig an die Infl ation angepasst 
werden soll, und die Einführung eines 
Taubblindengelds.

Die AfD Sachsen-Anhalt scheint Pfl e-
ge verstärkt den Familien überlassen 
zu wollen. Im Entwurf heißt es, Pfl ege 
sei „Ausdruck der Fürsorge liebender 
Angehöriger“, denen eine „heilsame 
Funktion zur Entlastung des Gemein-
wesens“ zugeschrieben wird. Gleich-
zeitig fordert die Partei einen gene-
rellen Verzicht auf Fachkräfte, die sie 
als „kulturfremd“ stigmatisiert. Dass 
eine solche Politik die Selbstbestim-
mungs- und Teilhabemöglichkeiten 
pfl ege- und assistenzbedürftiger 
Menschen deutlich beeinträchtigen 
dürfte, liegt auf der Hand.

Alles in allem zeigt sich, dass die Be-
schränkung oder gar gänzliche Been-
digung der schulischen Inklusion das 
behindertenpolitische Hauptthema 
der AfD bleibt. Zu beachten sind aber 
auch andere Programmpunkte, nicht 
zuletzt vor dem Hintergrund der poli-
tischen Ausrichtung der Partei. 
Deren Charakter ist gesellschaftlich 
umstritten. Einer Eilentscheidung des 
Verwaltungsgerichts Köln vom 26. Fe-
bruar 2026 zufolge darf das Bundes-
amt für Verfassungsschutz die AfD bis 
zur Entscheidung des Hauptsachver-
fahrens nicht als „gesichert rechtsex-
tremistische Bestrebung“ einstufen. 
Laut Pressemitteilung zeigt sich das 
Gericht zwar überzeugt, dass „wei-
terhin der starke Verdacht“ gegen die 
AfD bestehe, „verfassungsfeindliche 
Bestrebungen zu entfalten“, jedoch 
könne das Verwaltungsgericht dies-
bezüglich anhand der bisher vom Ver-
fassungsschutz angeführten Belege 
noch keine „beherrschende Prägung“ 
der „Gesamtpartei“ feststellen. 
(Fortsetzung im nächsten Newsletter)
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Mehr als jede/r dritte Erwerbs-
tätige hierzulande lebt mit einer 
chronischen Erkrankung. Viele Be-
troffene stellten sich häufi ger die 
Frage, ob sie aktuell in der Lage 
seien zu arbeiten oder sich krank-
melden sollten, weiß die Bundes-
arbeitsgemeinschaft Selbsthilfe. 
Per Pressemitteilung, veröffentlicht 
am 29. Januar unter der Überschrift 
„Zwischen Leistungsdruck und Ge-
sundheit”, macht die BAG auf eine 
neue „Handlungshilfe Arbeiten mit 
Krankheitsgefühl – Ja oder Nein?” 
aufmerksam, die sie in Kooperation 
mit dem Lehrstuhl für Arbeit und be-
rufl iche Rehabilitation der Universi-
tät Köln erstellt hat.

Ziel der Veröffentlichung sei es, 
„den Umgang mit chronischen Er-
krankungen im Arbeitsleben stärker 
in den Fokus zu rücken und pra-
xisnahe Unterstützung zu bieten”, 
erklärt die BAG. Perspektiven von 
Beschäftigten werden ebenso dar-
gestellt wie solche von Firmen. „Er-
fahrungsberichte aus der Praxis” 
sollen veranschaulichen, „wie sich 
Arbeitsbedingungen gestalten las-
sen, die sowohl die Gesundheit der 
Mitarbeitenden als auch betrieb-
liche Anforderungen berücksichti-
gen”. Zudem werden Netzwerke und 
Anlaufstellen vorgestellt, die Be-
troffene und Betriebe unterstützen 
könnten. Und Arbeitsblätter sollen 
zum Beispiel dabei helfen, Strate-
gien zur praktischen Gestaltung des 
Arbeitsalltags zu entwickeln, Ge-
danken zu ordnen, Energiequellen 
und Stärken zu sammeln.

Entwickelt wurde die Handlungshilfe
im Rahmen des vom BKK Dachver-
band fi nanziell geförderten Projekts 
„AmiChro”, das von 2023 bis 2025 
lief. Dazu gehörte eine Online-Befra-
gung, an der sich 1.175 Mitarbeiten-
de mit chronischer Erkrankung betei-
ligten. Die Handlungshilfe ist online: 
https://arbeiten-jaoderneinde/

Arbeiten – 
ja oder nein?


